
hält das Kartellamt den angestrebten,
einheitlichen Erzeugerpreis, der verbind-
lich in Deutschland gelten soll, kartell-
rechtlich für unzulässig.
Die Milcherzeuger sind also gut beraten,
nicht auf die Agrarpolitik zu setzen. Denn
die hält an der eingeleiteten Liberalisie-
rung des Milchmarktes fest und schert
sich wenig um die massiven Auswirkungen
für die Erzeuger und die ländlichen Räu-
me. Eigeninitiative ist also gefragt: Die
Milchmenge muss in Bauernhand gebün-
delt und vermarktet werden. Hierzu
gehört auch eine effektive Mengensteue-
rung, ebenfalls in Bauernhand. Die Zeit
läuft, packen wir’s an!

Heinz-Josef Thuneke
Mitglied des Bioland-Präsidiums
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D ie massiven Proteste tausender
Milchbauern aus mehreren Län-
dern Europas lassen die Agrar-

politiker unbeeindruckt. Aussitzen der
Probleme bis zur erhofften leichten Ent-
spannung der Marktlage im Herbst heißt
die Devise. Denn die EU-Kommission
möchte weder an den zugeteilten Quoten
noch am Interventionspreis etwas ändern.
In ihrem aktuellen Milchbericht stellt sie
ihre Reform der Milchmarktordnung auch
gar nicht erst in Frage.
Statt die Forderung der Milcherzeuger
nach einer effizienteren Mengensteuerung
aufzugreifen, werden die alten Instrumente
der Marktintervention und der Exporter-
stattung aus der Mottenkiste geholt und
sogar noch forciert angewandt. Das ist ein
Widerspruch in sich und unterstreicht die
Ignoranz, aber auch die Hilflosigkeit der
Agrarpolitik. So gibt die EU-Agrarkommis-
sarin Mariann Fischer Boel im Interview
mit der Süddeutschen Zeitung unumwun-
den zu: „Ich habe keine Zauberformel ge-
gen die Krise.“

Kommentar

Politik sitzt Milchkrise aus

Bioland, BUND, Demeter und Nabu haben in Baden Württem-
berg bei der Staatsanwaltschaft Stuttgart Strafanzeige gegen
Unbekannt wegen nicht genehmigter Freisetzung von gentech-
nisch veränderten Maispflanzen gestellt. Hintergrund ist, dass
Landwirte aus den baden-württembergischen Landkreisen Em-
mendingen, Karlsruhe, Ortenau und Rhein-Neckar auf mindestens
170 Hektar unbeabsichtigt Mais der Sorte Krassus der KWS Mais
GmbH aussäten, der geringe Anteile der gentechnisch veränder-
ten Maissorte NK 603 enthält. Der Anbau dieser GV-Maissorte

Illegale Freisetzung

Anzeige wegen verunreinigtem Gen-Mais

Wie trotz dieser Politikausrichtung nach
ihrer Auffassung in Europa weiterhin Platz
für kleine Bauernhöfe sein soll, bleibt ihr
Geheimnis. Denn dass ihre Politik gerade
das Gegenteil bewirkt und ein drastisches
Höfesterben und damit gravierende Ar-
beitsplatzverluste und Wertevernichtung
im ländlichen Raum provoziert, wird be-
reits sichtbar. Der vielfach seitens der
Agrarpolitik gegebene Hinweis auf das
Kartellrecht hilft den Milchbauern über-
haupt nicht. Im Gegenteil: Statt der weite-
ren Konzentration des deutschen Lebens-
mittelhandels, bei dem die „Big Five“
knapp 90 Prozent des Umsatzes kontrol-
lieren, wirksam Grenzen zu setzen, drohte
das Bundeskartellamt jetzt medienwirk-
sam den 100.000 Milchbauern im Land.
Dabei wurde inhaltlich nur bestätigt, was
seit langem klar ist: Nicht der Milchliefer-
stopp der einzelnen Milcherzeuger wird
als kartellrechtlich relevant eingestuft,
sondern der Aufruf zum Boykott! Damit
sollen die Akteure eingeschüchtert und
Verunsicherung betrieben werden. Zudem

ist europaweit verboten. Das Land hatte den Landwirten anheim-
gestellt, die Saat umzupflügen oder wachsen zu lassen und in
der Biogasanlage zu verwerten. Auch in Rheinland-Pfalz wurde
dieses Saatgut auf 100 Hektar ausgebracht (wir berichteten in
bioland 06/2009). Trotz der starken Proteste von Bioland und
Umweltverbänden blieben beide Landesregierungen bei ihrem
Vorgehen.
Die Anzeige der Verbände stützt sich auf ein rechtswissenschaftli-
ches Gutachten. Aus dem geht hervor, dass bereits der Aufwuchs
geringer Spuren illegaler GV-Maissorten eine Straftat darstellt.
Um Schäden an Mensch und Umwelt zu vermeiden, forderte
Bioland gemeinsam mit den anderen Verbänden, die verunrei-
nigten Maisbestände unverzüglich zu ernten und zu vernichten.
Da sich die Pflanzen durch Pollenflug während der Maisblüte un-
begrenzt vermehren könnten, sind die ökologischen Folgen nicht
absehbar. Der Sprecher des Umweltministeriums, Karl Franz,
wies laut Medienberichten die Argumentation der Verbände in-
des zurück. „Wir bleiben bei unserer Rechtsauffassung und sind
weiter der Meinung, dass wir richtig entschieden haben.“ Auch
eine Offenlegung der flurstücksgenauen Standorte der betroffe-
nen Maisflächen lehnt das Land Baden-Württemberg bisher ab.

Weitere Informationen: Bioland Baden-Württemberg, Birgit Esslinger,
Tel.: 07 11/55 09 39-48, E-Mail: birgit.esslinger@bioland.de
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